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stellung seiner Einhaltung im Einklang mit dem gemeinsamen 
Artikel 1 der vier Genfer Abkommen67 abgehalten haben, und 
in Kenntnis der von der Konferenz verabschiedeten Erklärung, 

 erfreut über die erneute Einberufung der Konferenz der Ho-
hen Vertragsparteien des Vierten Genfer Abkommens am 5. De-
zember 2001 in Genf, die Bedeutung der von der Konferenz 
verabschiedeten Erklärung hervorhebend und unterstreichend, 
dass die Parteien die Umsetzung der Erklärung weiterverfolgen 
müssen, 

 erfreut über die Initiativen, die die Vertragsstaaten des Ab-
kommens im Einklang mit dem gemeinsamen Artikel 1 der vier 
Genfer Abkommen67 einzeln und gemeinsam unternommen  
haben, um die Einhaltung des Abkommens sicherzustellen, und 
diese Initiativen befürwortend, 

 betonend, dass sich die Besatzungsmacht Israel genauestens 
an ihre Verpflichtungen auf Grund des Völkerrechts, nament-
lich des humanitären Völkerrechts, zu halten hat, 

 1. erklärt erneut, dass das Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs-
zeiten66 auf das besetzte palästinensische Gebiet einschließlich 
Ost-Jerusalems und andere seit 1967 von Israel besetzte arabi-
sche Gebiete Anwendung findet; 

 2. verlangt, dass Israel die De-jure-Anwendbarkeit des 
Abkommens auf das besetzte palästinensische Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems und andere seit 1967 von ihm be-
setzte arabische Gebiete akzeptiert und sich genauestens an die 
Bestimmungen des Abkommens hält; 

 3. fordert alle Hohen Vertragsparteien des Abkommens 
auf, im Einklang mit dem gemeinsamen Artikel 1 der vier Gen-
fer Abkommen67 auch künftig alles zu tun, um in dem besetzten 
palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und an-
deren seit 1967 von Israel besetzten arabischen Gebieten die 
Achtung seiner Bestimmungen durch die Besatzungsmacht Is-
rael sicherzustellen; 

 4. erklärt erneut, dass die einschlägigen Empfehlungen 
in den auf ihrer zehnten Notstandssondertagung verabschie-
deten Resolutionen betreffend die Sicherstellung der Achtung 
der Bestimmungen des Abkommens durch die Besatzungs-
macht Israel rasch umgesetzt werden müssen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

 
67 Ebd., Nr. 970-973. 

RESOLUTION 57/126 

Verabschiedet auf der 73. Plenarsitzung am 11. Dezember 2002, auf Empfehlung 
des Ausschusses (A/57/521, Ziffer 24)68, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
154 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 3 Enthaltungen. 

 Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, 
Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, 
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzego-
wina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, 
China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, De-
mokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eri 
trea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechen-
land, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kam-
bodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroa-
tien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Li-
banon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, 
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, 
Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und 
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Simbabwe, 
Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent 
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, 
Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

 Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nauru, 
Palau, Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Papua-Neuguinea, Salomonen, Vanuatu. 

57/126. Israelische Siedlungen in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems 
und in dem besetzten syrischen Golan 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen und in Bekräftigung der Unzulässigkeit des gewaltsamen 
Gebietserwerbs, 

 unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, nament-
lich die auf ihrer zehnten Notstandssondertagung verabschiede-
ten, sowie auf die einschlägigen Resolutionen des Si-
cherheitsrats, namentlich die Resolutionen 242 (1967) vom 
22. November 1967, 446 (1979) vom 22. März 1979, 465 
(1980) vom 1. März 1980 und 497 (1981) vom 17. Dezember 
1981, 

 erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-

 
68 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss ein-
gebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, 
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Ku-
wait, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, 
Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palä-
stina. 
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ten69 auf das besetzte palästinensische Gebiet einschließlich 
Ost-Jerusalems und den besetzten syrischen Golan Anwendung 
findet, 

 unter Hinweis auf die Prinzipienerklärung über vorüber-
gehende Selbstverwaltung vom 13. September 199370 und die 
darauf folgenden Durchführungsabkommen zwischen der palä-
stinensischen und der israelischen Seite, 

 sich dessen bewusst, dass die israelische Siedlungstätigkeit 
unter anderem mit dem Transfer von Staatsangehörigen der Be-
satzungsmacht in die besetzten Gebiete, der Enteignung von 
Land, der Ausbeutung natürlicher Ressourcen und sonstigen 
rechtswidrigen Maßnahmen gegen die palästinensische Zivil-
bevölkerung einhergegangen ist, 

 eingedenk der schädlichen Auswirkungen der israelischen 
Siedlungspolitiken, -beschlüsse und -aktivitäten auf die Bemü-
hungen um die Herbeiführung des Friedens im Nahen Osten, 

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die Fortset-
zung der Siedlungstätigkeit durch Israel unter Verstoß gegen 
das humanitäre Völkerrecht, die einschlägigen Resolutionen 
der Vereinten Nationen und die zwischen den Parteien erzielten 
Übereinkünfte, namentlich den derzeit vonstatten gehenden 
Bau der Siedlungen am Dschebel Abu Ghneim und in Ras Al-
Amud im besetzten Ost-Jerusalem und Umgebung, 

 ernsthaft besorgt über die gefährliche Situation, die durch 
die Handlungen der illegalen, bewaffneten israelischen Siedler 
in dem besetzten Gebiet entstanden ist, wie in jüngerer Zeit und 
zuvor durch das am 25. Februar 1994 von einem illegalen is-
raelischen Siedler in Al-Khalil verübte Massaker an 
palästinensischen Gottesdienstbesuchern sowie durch die 
Ereignisse des letzten Jahres veranschaulicht wird, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs71, 

 1. erklärt erneut, dass die israelischen Siedlungen in 
dem palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems 
und in dem besetzten syrischen Golan unrechtmäßig sind und 
ein Hindernis für den Frieden und die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung darstellen; 

 2. fordert Israel auf, die De-jure-Anwendbarkeit des 
Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten69 auf das besetzte palästinen-
sische Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und den besetzten 
syrischen Golan zu akzeptieren und sich genauestens an die 
Bestimmungen des Abkommens, insbesondere des Artikels 49, 
zu halten; 

 3. verlangt abermals die vollständige Einstellung der ge-
samten israelischen Siedlungstätigkeit in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und in dem 

 
69 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. 
70 A/48/486-S/26560, Anlage. 
71 A/57/316. 

besetzten syrischen Golan, einschließlich des Baus der Sied-
lung am Dschebel Abu Ghneim; 

 4. unterstreicht die Notwendigkeit der vollinhaltlichen 
Durchführung der Resolution 904 (1994) des Sicherheitsrats 
vom 18. März 1994, in der der Rat unter anderem die Besat-
zungsmacht Israel aufforderte, auch weiterhin Maßnahmen zu 
beschließen und durchzuführen, so unter anderem auch die Be-
schlagnahmung von Waffen, mit dem Ziel, rechtswidrige Ge-
walthandlungen seitens der israelischen Siedler zu verhindern, 
und in der er forderte, dass Maßnahmen ergriffen werden, um 
die Sicherheit und den Schutz der palästinensischen Zivilper-
sonen in dem besetzten Gebiet zu gewährleisten; 

 5. wiederholt ihre Aufforderung, alle Gewalthandlungen 
seitens der israelischen Siedler zu verhindern, insbesondere im 
Lichte der jüngsten Entwicklungen; 

 6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 57/127 

Verabschiedet auf der 73. Plenarsitzung am 11. Dezember 2002, auf Empfehlung 
des Ausschusses (A/57/521, Ziffer 24)72, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
148 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 6 Enthaltungen. 

 Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, 
Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, 
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herze-
gowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, 
China, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, 
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Geor-
gien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, 
Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Je-
men, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Ka-
tar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, 
Namibia, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Paki-
stan, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik 
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, São Tomé und 
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Simbabwe, 
Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent 
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, 
Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

 Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von),  
Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Papua-Neuguinea, Samoa, Salomonen, Tonga, Tuvalu, Vanua-
tu. 
 
72 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darus-
salam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, 
Kuba, Kuwait, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Oman, Saudi-
Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien,Vereinigte Arabi-
sche Emirate und Palästina. 




